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Ablehnung in der Bevölkerung um 1,5 Prozentpunkte steigt, 
ab 30 km zusätzlichem Fahrweg liegt die Ablehnung nahe bei 
100%. Selbst dort, wo sich durch den Neubau die Entfernung 
zum nächsten Krankenhaus nicht verändern würde, lehnt aber 
 immer noch jeder zweite Bürger die Reform ab. Die Bürger 
geben also der bestehenden Struktur den klaren Vorzug vor 
möglichen Qualitätsverbesserungen. Dies erschwert selbst 
medizinisch wünschenswerte Krankenhausreformen.

LÄNGERE FAHRTWEGE VON DURCHSCHNITTLICH  
10 MINUTEN

Die Landesregierung des österreichischen Bundeslandes Stei-
ermark plant eine Krankenhausreform im politischen Bezirk 
Liezen. Der Bezirk liegt im Norden des Bundeslandes, ist sehr 
stark alpin und in den Tälern durch den Lauf der Enns geprägt. 
Im Winter steigt vor allem im Westen des Bezirks die Zahl der 
medizinischen Behandlungen stark an – die Gegend ist eine 
Skiregion. Die Reformpläne der Landesregierung sehen vor, 
die drei kleineren Krankenhäuser des Bezirks (Rottenmann, 
Bad Aussee und Schladming) zu einem neu zu errichtenden 
Zentralspital am Standort Stainach-Pürgg zusammenzufas-
sen (vgl. auch Abb. 1).3 Für den Neubau wurden 250 Mill. Euro 
veranschlagt. Die Reform hat für die Einwohner des Bezirks 
höchst unterschiedliche Auswirkungen, je nach Wohnort. In 9 
der 29 Gemeinden würden sich die Fahrtwege zum nächsten 
Krankenhaus verkürzen, in 20 Gemeinden würden die Wege 
dagegen länger. Abbildung 1 zeigt die räumliche Verteilung 
der alten Krankenhausstandorte (graue Symbole), des neuen 
Zentralspitals (grünes Symbol) und der Entfernungsänderun-
gen. Für die Einwohner des Bezirks würde sich der Fahrweg im 
Durchschnitt um rund 8 km verlängern, in alpinen Regionen 
bedeutet dies sommertags eine zusätzliche Fahrzeit von etwa 
10 Minuten. Am stärksten betroffen von längeren Wegen wäre 
der Westen des Bezirks an der Grenze zu den Bundesländern 
Oberösterreich und Salzburg.

Der Vorschlag, 600 von 1 400 Klinikstandorten in Deutschland 
zu schließen, löste im Sommer 2019 eine heftige gesundheits-
politische Debatte aus.1 In einer Studie für die Bertelsmann 
Stiftung schlugen Mediziner und Gesundheitsökonomen vor, 
Großkrankenhäuser nach dänischem Vorbild zu schaffen 
(Loos et al. 2019). Die Forscher argumentierten, kleinen 
 Häusern würde es an der notwendigen Mindestmenge von 
Behandlungen mangeln, die für eine hinreichende Behand-
lungsqualität notwendig seien. Völlig analog plädieren auch 
die Krankenkassen seit Jahren für eine Konsolidierung der 
Krankenhauslandschaft.2 Forscher und Kassen wissen dabei 
eine robuste wissenschaftliche Evidenz hinter sich. Der Zusam - 
menhang zwischen höherer Menge und besserer Behand-
lungsqualität ist nahezu unstrittig und der kausale Zusam-
menhang gut dokumentiert (vgl. z. B. Avdic et al. 2019).

Die Konzentration von Krankenhausstandorten hat aller-
dings auch Schattenseiten. Kommunal- und Landespolitiker 
weisen auf die große Bedeutung von Krankenhäusern als An-
ker von Wertschöpfung und Beschäftigung insb. im ländlichen 
Raum hin. Krankenhausschließungen haben außerdem nega-
tive Konsequenzen für die Überlebenswahrscheinlichkeit bei 
Notfällen, zumindest wenn kein adäquater medizinischer Er-
satz geschaffen wird (Avdic 2016). Und schließlich verringern 
Entfernungen die Besuchsmöglichkeiten von Angehörigen, 
die eine wichtige psychologische Stütze im Heilungsprozess 
sein können. Die Abwägung von Vor- und Nachteilen für 
 Patienten, Krankenhauspersonal und lokale Wirtschaft ist 
schwierig und die politische Debatte in Politik und Wissen-
schaft in vollem Gange.

Kaum thematisiert wurde bisher allerdings, was die Pati-
enten selbst über dieses Thema denken. Sind Bürger bereit, 
für eine bessere Behandlungsqualität eine weitere Fahrstre-
cke in Kauf zu nehmen? Und falls ja, wie weit würden die Bür-
ger fahren? Erhellende Umfragen zu diesen wichtigen Fragen 
sind bisher rar. In diesem Beitrag diskutiere ich das Ergebnis 
einer Volksbefragung in Österreich, das die Wünsche der 
 Bevölkerung bezüglich der Wohnortortnähe von Gesund-
heitsleistungen offengelegt hat. In der Befragung sprachen 
sich zwei Drittel der Bürger gegen die Zusammenlegung dreier 
Krankenhausstandorte aus. Ergebnisse auf Gemeindeebene 
zeigen, dass mit jedem Kilometer zusätzlichen Fahrweg die 
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67 % der Wähler haben sich in einer Volksbefragung in Österreich gegen die Zusammenlegung dreier 
kleinerer Krankenhäuser zu einem Zentralkrankenhaus ausgesprochen. Selbst dort, wo sich durch den 
Neubau die Entfernung zum nächsten Krankenhaus nicht verändern würde, lehnt immer noch jeder 
zweite Bürger die Reform ab. Mit jedem Kilometer zusätzlichen Fahrweg steigt die Ablehnung in der Be-
völkerung um weitere 1,5 Prozentpunkte. Der Wunsch der Bevölkerung nach wohnortnaher Versorgung 
erschwert selbst medizinisch wünschenswerte Krankenhausreformen.
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zu wollen und verwies auf den nichtbindenden Charakter der 
Volksbefragung. Im August 2019 flammte die Diskussion 
 erneut auf, als Details über eine mangelnde Bodenbeschaf-
fenheit des Neubaugrundstücks und eine drohende Kosten-
verdoppelung bekannt wurden. Der Landtag befasste sich in 
der Sommerpause sogar in einer Sondersitzung mit der 
 Thematik; die oppositionelle FPÖ brachte einen Antrag für 
vorgezogene Neuwahlen ein. Der weitere Fortgang der ge-
planten Reform ist aufgrund dieser Entwicklungen inzwischen 
äußerst unsicher.5

Tab. 1
Gesamtergebnis der Zentralspital-Volksbefragung am 7. April 2019

Stimmberechtigte 61 953

Abgegebene Stimmen 26 130

Gültige Stimmen 26 033

Ja-Stimmen 8 521

Nein-Stimmen 17 512

Anteil Nein-Stimmen 67,3 %

Hinweis: Die Tabelle zeigt das Ergebnis der Volksbefragung am 7. April 
2019 im politischen Bezirk Liezen in der Steiermark (Österreich). 
Rund zwei Drittel aller Wähler stimmten gegen die Schaffung eines 
neuen Zentralkrankenhauses. 

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut

OPPOSITION INITIIERTE VOLKSBEFRAGUNG

Die regierungstragenden Parteien ÖVP und SPÖ, der Landes-
rechnungshof und ein großer Teil der Ärzteschaft stellten  
sich unmissverständlich hinter die Reformpläne der Landes-
regierung. Leitende Ärzte der bisherigen Standorte sahen  
das neue Zentralspital als „fachlich ohne Alternative“ an und 
verwiesen auf die für eine hinreichende Qualität notwendigen 
Mindestmengen.4 Kritik an den Reformplänen kam dagegen 
von der Landtagsopposition aus Rechtspopulisten (FPÖ), 
Kommunisten (KPÖ), Grünen sowie von einer Bürgerinitiative, 
die etwa 20 000 Unterschriften gegen das Leitspital sammelte. 
Daraufhin initiierte ein ungewöhnliches Bündnis aus Kom-
munis tischer Partei (KPÖ) und rechtspopulistischer FPÖ ge-
meinsam im Landtag Steiermark eine Volksbefragung gegen 
die Kranken hausreform. Am 7. April 2019 kam es zur Volks-
befragung im Bezirk Liezen, die ein klares Ergebnis hervor-
brachte. Tabelle 1 zeigt das Ergebnis. Von den rund 62 000 
Wahlberechtigten nutzen etwa 40% (26 130) die Möglichkeit 
zur Stimm abgabe. Mit Nein stimmten 17 500 Bürger, mit Ja 
dagegen nur knapp 8 500. Eine große Mehrheit von 67,3%  
aller Wähler sprach sich damit gegen die Schaffung des neuen 
Zentralspitals aus.

Trotz des Abstimmungsergebnisses erklärte die Landes-
regierung Steiermark jedoch, an den Reformplänen festhalten 

Abb. 1
Auswirkungen der geplanten Krankenhausreform 2019 im Bezirk Liezen (Steiermark)

Hinweis: Die Abbildung zeigt die Auswirkung der geplanten Zusammenlegung dreier bisheriger Krankenhäuser (kleine Symbole) zu einem 
Zentralkrankenhaus (grünes Symbol) auf die Fahrwege von den 29 Gemeinden des Bezirkes Liezen (Steiermark) zum nächsten Krankenhaus. 
Je dunkler die Färbung, umso stärker würden sich Fahrzeiten erhöhen. Das Maximum reicht von +37 km (Ramsau am Dachstein) bis hin zu  
–27 Kilometer (Stainach-Pürgg). 

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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ANDERER STANDORT, ANDERES ERGEBNIS?

Interessant ist nun die Frage, ob sich bei einer anderen Stand-
ortwahl eine Mehrheit für eine Reform gefunden hätte. Ein 
zweites bemerkenswertes Ergebnis, das ebenfalls in der Ab-
bildung eingezeichnet ist, lässt hieran Zweifel aufkommen. 
Selbst in solchen Gemeinden, in denen sich durch die Reform 
die Entfernung zum nächsten Krankenhaus überhaupt nicht 
verändert hätte (vertikale Linie), lehnte immer noch eine 
Mehrheit von 52,7% der Bevölkerung das geplante Zentralspi-
tal ab. Diese Gemeinden hätten sich durch die Reform nicht 
verschlechtert, hätten aber von der modernen Ausstattung 
eines neu gebauten Krankenhauses sowie einer mutmaßlich 
besseren Versorgungsqualität profitiert. Nicht einmal in die-
sen Gemeinden fand sich jedoch eine Mehrheit für die Reform.

HOHE MOBILISIERUNG BEI STARKER BETROFFENHEIT

Neben dem Abstimmungsergebnis selbst ist auch die Wahlbe-
teiligung von Interesse. Diese war mit 42% eher moderat, ver-
glichen mit der üblichen Wahlbeteiligung bei Landtags- und 
Gemeinderatswahlen in der Steiermark von 70% bis 80%. 
Plausibel ist, dass die Reform dort besonders zur Teilnahme 
an der Befragung angeregt hat, wo die Auswirkungen der 
 Reform besonders stark waren. Auf der rechten Seite von 
 Abbildung 2 prüfe ich diese Hypothese und trage die Wahl-
beteiligung gegen die durchschnittliche Änderung der Ent-
fernung zum nächsten Krankenhaus durch die Reform ab. 
Hierbei ist eine klare U-Form zu erkennen: Am höchsten ist die 
Beteiligung in den Gemeinden, in denen sich die Entfernung 
deutlich reduziert oder erhöht hätte. Hier lag die Wahlbeteili-
gung jeweils bei rund 50%. In Gemeinden mit geringen Entfer-
nungsänderungen durch die Reform ging dagegen nur ein 

JE LÄNGER DIE FAHRTWEGE, UMSO STÄRKER DIE 
 ABLEHNUNG

Unabhängig vom delikaten politischen Kontext der steiri-
schen Reformpläne ist die Volksbefragung 2019 eine sehr 
 seltene Gelegenheit, die Wünsche der Bevölkerung hinsicht-
lich einer wohnortnahen Gesundheitsversorgung direkt zu 
beobachten. Jeder Bürger konnte sich ausrechnen, ob er von 
der geplanten Reform durch einen kürzeren Weg zum nächsten 
Krankenhaus profitieren würde oder ob er einen längeren 
Weg hinnehmen müsste, und konnte sein Abstimmungsver-
halten entsprechend anpassen. Im Folgenden untersuche ich, 
wie die Wähler in den einzelnen Gemeinden des Bezirks Liezen 
gestimmt haben und ob ein Zusammenhang des Stimmver-
haltens mit der Entfernungsänderung sichtbar ist.

Die linke Seite von Abbildung 2 zeigt die Nein-Stimmen 
bei der Volksbefragung in Abhängigkeit von der Änderung der 
Entfernung zum nächsten Krankenhaus durch die Reform-
pläne. Jeder Punkt repräsentiert eine der 29 Gemeinden. 
Hierbei werden mehrere bemerkenswerte Ergebnisse sicht-
bar. Erstens steigt die Ablehnung nahezu perfekt linear bei 
zunehmender Entfernung (R² = 0,84). Mit jedem Kilometer 
zusätzlichen Fahrweg nimmt die Ablehnung in der Bevölke-
rung um 1,5 Prozentpunkte zu. Ab 30 km zusätzlichem Fahr-
weg liegt die Ablehnung nahe bei 100%. Umgekehrt stimmten 
fast 90% der Bevölkerung in solchen Gemeinden für die 
 Reform, in denen sich durch die Reform die Fahrentfernungen 
sehr stark verkürzt hätten. Die Entfernungen bzw. ihre 
 Änderung spielten für das Abstimmungsverhalten damit eine 
zentrale Rolle.

Abb. 2
Wahlverhalten und Entfernungsänderung durch Krankenhausreform

 
Hinweis: Die Abbildung zeigt das Wahlverhalten in den 29 Gemeinden des Bezirks Liezen (Österreich) bei einer Volksbefragung zur Kranken-
hausreform in Abhängigkeit der Auswirkung der Reform (Änderung der Entfernung zum nächsten Krankenhaus). Auf der rechten Seite ist die 
Wahlbeteiligung dargestellt, auf der linken Seite der Anteil der abgegebenen Nein-Stimmen gegen die Reform.

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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knappes Drittel aller Wähler zur Wahlurne. Die Entfernungs-
änderung spielte damit auch für die Mobilisierung bei der 
Volksbefragung eine wichtige Rolle. Insgesamt sagt also die 
Wohnortnähe sehr präzise das Abstimmungsverhalten voraus. 
Entfernungen spielen eine herausgehobene Rolle für die Wün-
sche der Bevölkerung im Bereich der Gesundheitsversorgung.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Ich habe gezeigt, dass die Bereitschaft zu Strukturreformen 
im Gesundheitswesen in der Bevölkerung nicht besonders 
hoch ist, zumindest im konkreten Fall des Bezirks Liezen in 
der Steiermark. Möglicherweise wiegen die sicheren und 
sichtbaren Kosten (längere Fahrtwege) für die Bürger schwe-
rer als die unsicheren Vorteile einer möglicherweise besseren 
Behandlung. Daneben könnten auch regionalpolitische 
 Erwägungen eine Rolle spielen, zum Beispiel lokale Arbeits-
plätze und Prestigegründe.6 Abgefragt wurde dies in der 
Volksbefragung genauso wenig wie mögliche Alternativen. 
Eine höhere Spezialisierung bedarf nämlich nicht zwangsläu-
fig der Schließung von Krankenhausstandorten. Theoretisch 
denkbar wäre auch eine Reform, bei der die Patienten einfach 
anders auf die bestehenden Krankenhäuser aufgeteilt werden. 
Statt zweier Krankenhäuser, die jeweils fünf Hüft-OPs und 
fünf Knie-OPs im Monat durchführen, könnte ein Haus aus-
schließlich Hüft-OPs, das andere Haus ausschließlich Knie-
OPs durchführen. Beide Standorte blieben damit erhalten, 
aber die Spezialisierung würde steigen.

Egal aber, ob man die medizinische Versorgung in Groß-
kliniken konzentriert oder aber alle bisherigen Standorte 
stärker spezialisiert beibehält, die durchschnittliche Entfer-
nung für eine spezifische Krankenhausbehandlung muss bei 
stärkerer Spezialisierung zwangsläufig steigen und finanzielle 
Mittel für den Umbau der Krankenhauslandschaft werden be-
nötigt.  Sowohl die Bereitschaft der Bevölkerung für längere 
Wege als auch der Politik für mehr Krankenhausinvestitionen 
(Rösel 2013) sind aber äußerst gering – eine große Herausfor-
derung für die politische Kommunikation.




